SachsIinsOAG

Sachsisches Ausfuhrungsgesetz
zu § 305 Insolvenzordnung
(SachsinsOAG)

erlassen als Artikel 1 des Gesetzes zur Ausfuhrung des § 305 der Insolvenzordnung und
zur Anpassung des Landesrechts an die Insolvenzordnung

Vom 10. Dezember 1998

§1
Geeignete Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren

Geeignete Stellen im Sinne von § 305 Abs. 1 Nr. 1 der Insolvenzordnung (InsO) vom

5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), die zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom

22. Marz 2005 (BGBI. 1 S. 837, 851) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
sind nur solche Stellen, die als geeignet anerkannt worden sind. AuRenstellen einer in einem
anderen Land als geeignet anerkannten Stelle bedurfen der Anerkennung nach diesem

Gesetz, wenn sie im Gebiet des Freistaates Sachsen tatig werden wollen. !

§2
Aufgaben

(1) Aufgabe der Stelle ist die Beratung und Vertretung von Schuldnern bei der
aulergerichtlichen Einigung mit den Glaubigern auf der Grundlage eines Planes nach den
Vorschriften Uber das Verbraucherinsolvenzverfahren nach dem neunten Teil der
Insolvenzordnung .

(2) Scheitert eine auRergerichtliche Einigung zwischen dem Schuldner und seinen
Glaubigern, hat die Stelle den Schuldner Uber die Voraussetzungen des
Verbraucherinsolvenzverfahrens und des Restschuldbefreiungsverfahrens zu unterrichten
und ihm eine Bescheinigung Uber den erfolglosen Einigungsversuch auszustellen. Die
Bescheinigung einer in einem anderen Land anerkannten Stelle steht einer Bescheinigung
nach Satz 1 gleich.

(3) Auf sein Verlangen unterstitzt die Stelle den Schuldner bei der Erstellung der nach
§ 305 Abs. 1 InsO vorgeschriebenen Unterlagen. 2

§3
Anerkennung

(1) Eine Stelle kann als geeignet anerkannt werden, wenn

1. sie von einer zuverlassigen Person geleitet wird,

2. sie auf Dauer angelegt ist,

3. in ihr mindestens eine Person beratend tatig ist, die Uber ausreichende praktische
Erfahrung in der Schuldnerberatung verfugt,

4, die erforderliche Rechtsberatung sichergestellt ist und

5. sie Uber technische, organisatorische und raumliche Voraussetzungen fir

ordnungsgemale Schuldnerberatung verflugt.

Ausreichende praktische Erfahrung nach Satz 1 Nr. 3 liegt grundsatzlich bei zweijahriger
Tatigkeit in der Schuldnerberatung vor. In der Regel soll jede in der Stelle beratend tatige
Person Uber

1. eine Ausbildung als Diplomsozialarbeiter, Diplomsozialpadagoge, Bankkaufmann,
Diplombetriebswirt, Diplomékonom oder Diplomé&kotrophologe,

2. eine Ausbildung im gehobenen Verwaltungs- oder Justizdienst,

3. eine zur Ausubung des Berufs des Rechtsanwalts oder Anwaltsgehilfen
befahigende Ausbildung oder

4. eine vergleichbare Ausbildung
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verflgen.

Sofern in der Stelle keine Person mit einer Ausbildung tatig ist, die zur Austbung des
Anwaltsberufs befahigt, mul die nach Satz 1 Nr. 4 erforderliche Rechtsberatung auf andere
Weise sichergestellt sein.

(2) In der Regel erfordert die Anerkennung, dal8 der Trager der Stelle einem Spitzenverband
der Freien Wohlfahrtspflege angehért oder eine Einrichtung einer Verbraucherzentrale oder
eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts ist.

(3) Eine Anerkennung kann abgelehnt werden, wenn neben der
Verbraucherinsolvenzberatung Kredit-, Finanz- und Finanzvermittlungsdienstleistungen

gewerblich erbracht werden. 3

84
Anerkennungsverfahren

(1) FUr die Anerkennung sind die Landesdirektionen zustandig.

(2) Die Anerkennung ist schriftlich zu beantragen. Mit dem Antrag sind Unterlagen zum
Nachweis der Anerkennungsvoraussetzungen gemal § 3 Abs. 1 einzureichen. Das
Staatsministerium fUr Soziales kann das Nahere Uber das Anerkennungsverfahren durch
Verwaltungsvorschriften regeln.

(3) Die Anerkennung kann unter Auflagen erfolgen. Die Behdrde kann die Anerkennung
zurticknehmen oder widerrufen, wenn Voraussetzungen fir die Anerkennung nicht
vorgelegen haben oder nachtraglich entfallen sind. Die Stelle ist verpflichtet, die nach
Absatz 1 zustandige Behoérde unverziglich Gber den Wegfall von
Anerkennungsvoraussetzungen nach § 3 Abs. 1 zu unterrichten. Die Behérde kann
verlangen, dass der Nachweis des Fortbestehens der Anerkennungsvoraussetzungen

gefiihrt wird. #

§5
Finanzierung und Statistik

(1) Das Staatsministerium fur Soziales wird ermachtigt, im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen durch Rechtsverordnung eine angemessene pauschale
Vergutung je Einzelfall aus Landesmitteln an anerkannte Stellen fur die Erteilung einer
Bescheinigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO, einschlieB8lich der hierfur erforderlichen
Tatigkeit, sowie flr das Erzielen einer auBergerichtlichen Einigung mit den Glaubigern lGber
die Schuldenbereinigung festzulegen. Die VergUtung darf nur an solche Stellen gewahrt
werden, die von derin § 4 Abs. 1 genannten Stelle anerkannt wurden. Die Vergutung soll far
den Abschluss einer auBergerichtlichen Einigung héher sein als fur die Erteilung der
Bescheinigung nach § 305 Abs. 1 Nr. 1 InsO. Fur ihre Auszahlung ist die in § 4 Abs. 1
genannte Stelle zustandig.

(2) Die im § 4 Abs. 1 genannte Stelle meldet dem Staatsministerium fur Soziales als
Aufsichtsbehdrde in jedem ersten Halbjahr flr das vorangegangene Kalenderjahr
quartalsweise fir jeden aulBergerichtlichen Einigungsversuch einer geeigneten Stelle die
Zahl der Glaubiger, den Wohnort des Schuldners und den Erfolg des Einigungsversuchs

sowie fiir jede geeignete Stelle die nach Absatz 1 geleistete Finanzierung. >

1 §1 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2005 SachsGVBI. S. 167, 175)
und durch Artikel 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 175)

2 § 2 geandert durch Artikel 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138,
175)

3 § 3 Absatz 4 aufgehoben durch Artikel 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 138, 175)

4  § 4 geadndert durch Artikel 11 der Verordnung vom 10. April 2003 (SachsGVBI. S. 94,
95), durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2005 (SachsGVBI. S. 167, 175) und durch
Artikel 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 175)
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5 § 5 neu gefasst durch Artikel 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI.
S.138,175)

Anderungsvorschriften
Anderung des Sachsischen Ausfilhrungsgesetzes zu § 305 Insolvenzordnung
Art. 11 der Verordnung vom 10. April 2003 (SachsGVBI. S. 94, 95)

Anderung des Sachsischen Ausfithrungsgesetzes zu § 305 Insolvenzordnung
Art. 3 des Gesetzes vom 14. Juli 2005 (SachsGVBI. S. 167, 175)

Anderung des Sachsischen Ausfithrungsgesetzes zu § 305 Insolvenzordnung
Art. 46 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 138, 175)

http://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 01.08.2008 Seite 3 von 3


http://www.revosax.sachsen.de/Text.link?stid=11568&jabs=a46

	Sächsisches Ausführungsgesetz zu § 305 Insolvenzordnung  (SächsInsOAG)
	§ 1  Geeignete Stellen im Verbraucherinsolvenzverfahren
	§ 2  Aufgaben
	§ 3  Anerkennung
	§ 4  Anerkennungsverfahren
	§ 5  Finanzierung und Statistik

	Änderungsvorschriften

